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Ziff. 4 RAGO ausdrücklich geregelt. Die Beweisgebühr ent­
fällt, wenn sich die Beweisaufnahme auf die Verwertung 
vorgelegter Urkunden zu Beweiszwecken beschränkt. Das 
ist hinsichtlich der Vaterschaftsanerkennungsurkunde und 
der Briefdurchschriften geschehen.

Das Bezirksgericht verkennt den Sinn des § 13 Ziff. 4 
RAGO, wenn es die Zuerkennung einer Beweis- und Nach­
verhandlungsgebühr allein davon abhängig machen will, ob 
überhaupt eine Beweisaufnahme stattgefunden hat. Auch 
die Vorlegung von Urkunden und deren Verwertung zu 
Beweiszwecken ist eine Beweiserhebung i. S. der §§ 52, 54, 
63 ZPO. Jedoch differenziert § 13 Ziff. 4 RAGO zwischen 
Beweisaufnahmen, durch die für den RechtsahWalt eine 
Beweisgebühr und in der Regel auch eine Nach verhand­
lungsgebühr erwächst, und solchen Beweiserhebungen, für 
die diese Gebühren nicht zuerkannt werden können.

Soweit also das Bezirksgericht die Beschwerde des Klä­
gers abgewiesen hat, verletzt sein Beschluß § 13 Ziff. 4 
RAGO i. V. m. § 171 ZPO. Er war daher aufzuheben. Da 
der Sachverhalt geklärt ist, hat das Kassationsgericht ge­
mäß § 162 Abs. 1 ZPO entschieden und von den vom Kreis­
gericht festgesetzten Kosten in Höhe von 963,82 M die Be­
weis- und Nachverhandlungsgebühr in Höhe von 217,10 M 
abgesetzt.

§174 Abs. 3 ZPO.

Sparguthaben gewinnen für die Kostenverteilung in Ehe­
sachen nur dann eine besondere Bedeutung, wenn ledig­
lich einer der Prozeßparteien erheblich größere vor oder 
während der Ehe als persönliches Eigentum erworbene 
Ersparnisse zur Verfügung stehen.

BG Cottbus, Beschluß vom 11. Januar 1978 — 00 BFR 
266/77.

Das Kreisgericht hat die Ehe der Prozeßparteien geschie­
den und den Verklagten verurteilt, an die Klägerin auf die 
Dauer von vier Monaten monatlich 250 M Unterhalt zu 
zahlen. Die Kosten des Rechtsstreits hat es dem Verklag­
ten auferlegt.

Gegen die Kostenentscheidung richtet sich die Be­
schwerde des Verklagten, die keinen Erfolg hatte.

Aus der Begründung:
Das Kreisgericht hat eine Kostenentscheidung getroffen, 
die mit den Prinzipien des § 174 Abs. 3 ZPO übereinstimmt 
und nicht zu beanstanden ist.

Nach den Feststellungen des Kreisgerichts ist die Zer­
rüttung der Ehe der Prozeßparteien eingetreten, weil sie 
es wegen ihrer charakterlichen Gegensätze auf die Dauer 
nicht vermocht haben, ihre Beziehungen zueinander har­
monisch zu gestalten. Die Zerrüttung der Ehe ist also nicht 
überwiegend oder ausschließlich von einer der Prozeßpar­
teien verursacht worden.

Hinsichtlich der wirtschaftlichen Verhältnisse der Pro­
zeßparteien ist davon auszugehen, daß die Klägerin zur 
Zeit kein eigenes Einkommen erzielt, sondern für eine 
Übergangszeit Unterhalt in Höhe von monatlich 250 M vom 
Verklagten erhält.

Der Verklagte hat eine monatliche Rente von 721 M. 
Nach Abzug der Unterhaltsverpflichtung gegenüber der 
Klägerin verbleibt ihm noch ein Betrag von monatlich 
471 M. Das ist nahezu doppelt soviel wie der Klägerin zur 
Verfügung steht, die mit dem Unterhalt lediglich die not­
wendigen Lebensbedürfnisse befriedigen kann.

Der Auffassung des Verklagten, daß bei der Kosten­
entscheidung auch das Sparguthaben der Klägerin von 
über 20 000 M berücksichtigt werden müsse, kann nicht 
gefolgt werden, weil auch der Verklagte — wie er selbst 
vorgetragen hat — über ein etwa gleich hohes Spargutha­
ben verfügt.

Es ist zwar richtig, daß bei der Prüfung der wirtschaft­
lichen Verhältnisse der Prozeßparteien Sparguthaben nicht 
außer acht gelassen werden dürfen. Sie können aber hin­

sichtlich der Kostenverteilung nur dann eine besondere 
Rolle spielen, wenn lediglich eine der Prozeßparteien über 
erheblich größere vor oder während der Ehe als persön­
liches Eigentum erworbene Ersparnisse verfügt.

Im vorliegenden Fall würde es zum Nachteil der Klä­
gerin gereichen, wenn sie zur Bestreitung eines Teils der 
Kosten des Ehescheidungsverfahrens auf die Inanspruch­
nahme der während der Ehe gemeinschaftlich gemachten 
Ersparnisse verwiesen würde, während der Verklagte, des­
sen Einkommen wesentlich höher liegt, den dann noch auf 
ihn entfallenden Teil der Kosten aus seinem Rentenein­
kommen bestreiten könnte, er also nicht auf seine Erspar­
nisse zurückzugreifen braucht.

Das Kreisgericht hat daher zutreffend dem Verklagten 
die gesamten Kosten des Rechtsstreits gemäß § 174 Abs. 3 
ZPO auferlegt. Die Beschwerde war deshalb abzuweisen.

Zivilrecht * 1

§§ 2 Abs. 2, 8 EGZGB; §§ 70, 77 ff., 373 Abs. 1 ZGB.

1. Rechte und Pflichten aus Erbverträgen bleiben auch 
nach Inkrafttreten des ZGB grundsätzlich bestehen, wenn 
die Verträge wirksam zustande gekommen sind. Diese gel­
ten ebenso wie früher errichtete Testamente weiter.
2. Die Lösung eines Erbvertrags, der mit einer Gegen­
leistung verbunden ist, ist nur unter den Voraussetzungen 
möglich, die nach den Regelungen des ZGB über die An­
fechtung, Änderung oder Aufhebung von Verträgen vorlie­
gen müssen.
Die Aufhebung eines solchen Vertrags allein durch ein 
späteres Testament des Erblassers ist nichtig.

OG, Urteil vom 12. Dezember 1978 — 2 0ZK43/78.

Die am 9. September 1977 verstorbene Frau Ch. schloß am 
17. September 1975 mit der Verklagten einen Erbvertrag. 
Darin wurde die Verklagte als Alleinerbin der Erblasserin 
eingesetzt. Die Erbeinsetzung erfolgte ohne Rücktrittsvor­
behalt und wurde damit begründet, daß die Verklagte die 
Erblasserin und deren Ehemann seit Jahren betreut hat 
und die Betreuung der Erblasserin auch weiterhin aus­
üben sollte.

Durch ein notarielles Testament vom 16. August 1976 
widerrief die Erblasserin die im Erbvertrag erfolgte Erb­
einsetzung der Verklagten und setzte die Klägerin als ihre 
Alleinerbin ein.

Sowohl die Klägerin als auch die Verklagte haben be­
hauptet, daß sie Alleinerbin nach der Erblasserin gewor­
den seien, und beantragt, dies gerichtlich festzustellen.

Das Kreisgericht hat dem Antrag der Klägerin entspro­
chen.

Die Berufung der Verklagten gegen dieses Urteil hat 
das Bezirksgericht abgewiesen.

Gegen dieses Urteil richtet sich der Kassationsantrag 
des Präsidenten des Obersten Gerichts, der Erfolg hatte.

Aus der Begründung:
Zutreffend ist das Bezirksgericht zunächst davon ausge­
gangen, daß mit dem Inkrafttreten des ZGB am 1. Januar 
1976 die zuvor geschlossenen Erbverträge ihre Wirksamkeit 
nicht verloren haben, auch wenn derartige Verträge im 
ZGB keine gesetzliche Regelung mehr gefunden haben. 
Die durch frühere Erbverträge begründeten Rechte und 
Pflichten bleiben grundsätzlich bestehen, wenn die Ver­
träge nach dem zur Zeit der Errichtung maßgeblichen 
Recht wirksam zustande gekommen sind. Sie gelten ebenso 
wie früher errichtete Testamente auch nach dem 1. Januar 
1976 weiter (§§ 2 Abs. 2 Satz 2, 8 Abs. 2 EGZGB).

Die Möglichkeit, derartige Verträge im Hinblick auf 
Rechtshandlungen nach dem 1. Januar 1976 unter bestimm­
ten Voraussetzungen zu widerrufen, darf im vorliegenden 
Fall jedoch nicht nach dem früheren Recht beurteilt wer-


